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Bund und Länder haben auf einer Sondersitzung 
des Finanzplanungsrates am 21. März 2002 zur 

Sicherstellung der Einhaltung der deutschen Verpfl ich-
tungen aus dem europäi schen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt1 zwei wichtige Eck punkte für einen nationalen 
Stabili tätspakt beschlossen: 

1. Das Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) wird 
durch einen neuen § 51 a ergänzt, der zur Einhaltung 
der Haushaltsdisziplin im Rahmen der EU regelt, dass

• Bund und Länder anstreben, ihre Nettoneu-
verschuldung mit dem Ziel aus ge glich e ner Haushal-
te zurückzuführen;

• durch die Empfehlung des Finanzplanungs rates für 
eine gemeinsame Ausgabenlinie sicherzustellen ist, 
dass die Bestimmungen des Maastricht-Vertrages 
und des euro päi schen Stabilitätspaktes zur Begren-
zung des gesamtstaatlichen Defi zits umgesetzt wer-
den;

• der Finanzplanungsrat bei Abweichungen Empfeh-
lungen zur Wiederherstellung der Haushaltsdisziplin 
ausspricht.

Diese Reform war ursprünglich erst für das Jahr 
2005 vorgesehen, wird nun aber auf Grund dieses Be-
schlusses des Finanzplanungsrates auf den Juli 2002 
vorgezogen. 

2. Um die Verpfl ichtung im Rahmen des europäi-
schen Stabilitätspaktes zu erfüllen, im Jahr 2004 einen 
nahezu ausgeglichenen Staatshaushalt zu erreichen, 
wird  - als Konkretisie rung der Vorgaben des neuen § 
51a HGrG - bei der Gestaltung künftiger Haushalte 
für die Jahre 2003 und 2004 das Wachstum der Aus-

gaben des Bun des um durchschnittlich ½% pro Jahr 
verringert werden. Länder und Ge meinden werden ihr 
jährliches Ausga benwachstum in den beiden Jahren 
auf je weils 1% im Jahresdurch schnitt begren zen. Dem 
liegt zugrunde eine Aufteilung des 2004 zulässi gen De-
fi zits von 0,5% des BIP von 45 zu 55 zwischen Bund 
und Sozialversiche rungen auf der einen und der Ge-
samtheit der Länder und Gemeinden auf der ande ren 
Seite. Diese Auf teilung soll auch für die Jahre 2005 
und 2006 gelten, wobei der Bund für sich an dem Plan 
festhält, im Jahr 2006 einen ausgeglichenen Haushalt 
zu errei chen. 

Die Sondersitzung des Finanzplanungsrates am 21. 
März 2002 lässt sich - einschließlich des Ergebnisses - 
als wichtiges Ereignis der bundesdeutschen Finanzpo-
litik notie ren. Erstmals war der Finanzpla nungsrat auf 
einhelligen Wunsch aller 16 Finanzminister der Länder 
zusammengetreten und erstmals ist ein konkretes Er-
gebnis im Zusammenhang mit den Vorgaben des eu-
ropäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes erzielt 
worden. 

Der Grund für die Sondersitzung war das von Brüs-
sel eingeleitete Frühwarnverfahren, im Rahmen des-
sen Deutschland ein „blauer Brief“ drohte, weil das 
Staatsdefi zit in 2001 dem Referenzwert von 3% des 
Bruttoinlandsproduktes nahe kam. Auf der Sitzung des 
Ecofi n-Rates am 12. Februar 2002 der Europäischen 
Union hat Deutschland dann zugesichert, dass an der 
Verpfl ichtung, im Jahr 2004 einen nahezu ausgegliche-
nen Staatshaushalt zu er reichen, festgehalten wird2. 
Hierzu wurde von der Bundesregierung weiter erklärt, 

• den Referenzwert von 3% des BIP 2002 nicht zu 
überschreiten und daher die Haus haltsentwicklung 
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von Bund, Ländern und Gemeinden genau zu über-
wachen.

• jeden im Haushalt vorhandenen Spielraum 2002 für 
eine Verringerung der Defi zite zu nutzen.

• im Wege von Vereinbarungen mit den Ländern si-
cherzustellen, dass die genannten Zusagen einge-
halten werden. 

Vereinbarungen mit den Ländern erforderlich

Der letzte Punkt - die Vereinbarungen mit den Län-
dern - war dabei entscheidend; denn die Ursache für 
das eingeleitete Frühwarnverfahren war der im Jahr 
2001 in dieser Intensität nicht erwartete Anstieg der 
Defi zite der Länder. Während das Finanzierungsdefi zit 
des Bun des gegenüber dem Vorjahr um rund 4% ver-
ringert wurde, hatten sich die Länderdefi zite mit rund 
27 Mrd. € gegenüber dem Vorjahreswert von rund 9,8 
Mrd. € beinahe verdreifacht. Wie Ab bildung 1 zeigt, 
sind die Finanzierungsdefi zite insbesondere bei den 
westdeutschen Flä chenländern in die Höhe geschnellt; 
sie sind gegenüber 2000 mehr als viermal so hoch. 
Be deutend ist aber auch der Anstieg bei den Stadt-
staaten, der wesentlich durch die Entwick lung in Berlin 
verursacht wurde. Die ostdeutschen Flächenländer lie-
gen dagegen, wenn man die konjunkturelle Abschwä-
chung berücksichtigt, weiter auf Konsolidie rungskurs. 

Vor dem Hintergrund der Entwicklung der Länderde-
fi zite ist sehr konkret deutlich geworden, dass die Defi -
zitentwicklung des Staatshaushaltes vom Bund nur 
sehr bedingt gesteuert wer den kann und daher drin-
gend Vereinbarungen erforderlich wurden, die die Län-
der verstärkt in die gesamt staatliche Verantwortung 
zur Einhaltung der europäischen Vorgaben zur Haus-
haltsdisziplin einbinden. 

Dabei ist zu beachten, dass eine Vereinbarung zur 
innerstaatlichen Umsetzung der europäi schen Vorga-
ben zur Haushaltsdisziplin nicht nur aufgrund der De-

fi zitentwicklung des Jahres 2001 notwendig war. Die 
Prob lematik eines innerstaatlichen Stabilitätspaktes 
wird bekann termaßen bereits seit der Unterzeichnung 
der Verträge von Maastricht im Jahr 1992 intensiv 
diskutiert3. Das Auseinanderfallen von Entscheidungs-
bereich (die Länder ent scheiden über ihre Haushalte 
unabhängig im Rahmen ihrer Haushaltsautonomie) und 
Verantwortungsbe reich (die Länder tragen keine Ver-
antwortung für die Folgen ihrer Haushaltspolitik im 
Ver hältnis zur EU) stellt ein gravierendes Problem der 
deutschen Verfassung im europäischen Kontext dar. 
Von den Ländern wurde mit der Ratifi zierung der 
EG-Verträge zwar bereits die gesamtstaatli che Ver-
antwortung zur Einhaltung der Vorgaben des europä-
ischen Stabilitäts- und Wachs tumspak tes anerkannt, 
eine konkrete gesetzliche Regelung zur innerstaat-
lichen Umsetzung der eu ropäischen Vorgaben zur 
Haushaltsdisziplin wurde jedoch in der Vergan genheit 
re gelmäßig mit dem Argument zu starker Eingriffe in 
die Haushaltsautonomie der Länder ab gelehnt. 

Vorgezogene Neuregelung

Erst im Zusammenhang mit der Neuordnung des 
Länderfi nanzausgleichs im Jahr 2001 war es dann 
ge lungen, Regelungen zur Einhaltung der Haushalts-
disziplin im Rahmen der EU zu vereinba ren4. Die Neu-
regelungen sollten aber erst ab 2005 - d.h. gleichzeitig 
mit der Neu ordnung des Finanzausgleiches - gelten. 

Die konkrete Gefahr, aktuell die 3%-Grenze zu über-
schreiten und 2004 die Verpfl ichtung zu verfehlen, ei-
nen ausgeglichenen Staatshaushalt zu erreichen5, hat 
dann zu der Notwendig keit geführt, weitere konkrete 
Schritte zur Einhaltung der europäischen Vorgaben zu 
unter nehmen. Die Bereitschaft hierzu war - aufgrund 
der stark gestiegenen Defi zite - auch bei den Ländern 
und Gemeinden vorhanden. Damit waren die Voraus-
setzungen für den Konsens geschaffen, die erst für 
2005 vorgesehen Neuregelungen des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes bereits jetzt anzuwen den. 

Der Kernpunkt der Neuregelung des § 51 a HGrG 
besteht darin, dass die Empfeh lung des Finanzpla-
nungsrates für eine gemeinsame Ausgabenlinie zu-
künftig sicherstellen soll, dass die Bestimmungen des 
Maastricht-Vertrages und des europäi schen Stabili-
tätspaktes zur Be grenzung des gesamtstaatlichen De-

Abbildung 1
Finanzierungsdefi zite im Ländervergleich
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3 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der Finanzen: 
Zur Bedeutung der Maastricht-Kriterien für die Verschuldungsgrenze 
von Bund und Ländern, in: Schriftenreihe des BMF, Bonn 1994. 

4 Artikel 7 Solidarpaktfortführungsgesetz BGBl. I, S. 3955 vom 27. De-
zember 2001.

5 Steuermindereinnahmen aktueller Perioden wirken wegen des Basi-
seffekts auch in zukünftige Perioden hinein, so dass mittelfristige Pro-
jektionen grundsätzlich revidiert werden müssen. 
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fi zits umgesetzt wer den, aktuell also bis zum Jahr 2004 
einen nahezu ausgeglichenen Staatshaushalt zu errei-
chen. Dieses wird durch die neue Aus gabenlinie von 
½% für den Bund und +1% für die Länder einschließ-
lich Gemeinden erreicht. Die zwischen Bund und Län-
dern differenzierte Ausgabenlinie ergibt sich aus der 
vertikalen Auf teilung des höchstzulässigen Defi zits von 
0,5% des BIP im Jahr 2004. Das durch diese Ausga-
benlinie erreichte Staatsausgabenniveau im Jahr 2004 
geht dann einher mit einem Abbau des strukturellen 
Defi zits, strukturelle Ausgabenüberhänge werden ent-
scheidend ver ringert. 

Die Instrumentalisierung der Ausgabenlinie des Fi-
nanzplanungsrates für die Einhaltung der europäischen 
Vorgaben zur Haushaltsdisziplin geht zu rück auf die 
Verabschiedung des Maßstä begesetzes im Sommer 
2001, wo in § 4 Abs. 3 bereits geregelt wird, dass 
durch eine ge mein same Aus gabenlinie sicherzustellen 
ist, dass die Bestimmungen des Maastricht-Vertra ges 
und des eu ropäischen Stabilitäts- und Wachstums-
paktes zur Begrenzung des gesamt staatli chen Defi  zits 
umgesetzt werden6. Die Reform des Haushaltsgrund-
sätzegesetzes stellt insofern eine Konkretisierung des 
§ 4 Abs. 3 Maßstäbegesetz dar.

Ausgabenlinie versus Defi zitlinie

Die Bundesregierung ist mit dem Weg, der beim 
Maßstäbegesetz und bei der Reform des Haushalts-
grundsätzegesetzes beschritten wurde, von ursprüng-
lichen Plänen der Vorgänger regierung abgerückt, die 
europäischen Vorgaben zur Haushaltsdisziplin inner-
staatlich umzu setzen, indem zunächst für jede staat-

liche Ebene (vertikal) entsprechend der europäischen 
Vorgaben eine Defi zitobergrenze festgelegt wird, die 
dann unter den Ländern (einschließlich Ge meinden) 
nach einem zu verhandelnden Schlüssel horizontal 
aufzuteilen ist7. Ein wesentli cher Unterschied liegt da-
bei in der Instrumentalisierung der Ausgabenlinie des 
Finanzpla nungsrates für das Ziel des Abbaus der 
Nettoneuverschuldung. 

Zwar ist in stati scher Betrachtung bei gegebenen 
Einnahmen die Vorgabe eines Defi zitziels mit der Vor-
gabe eines Ausgabenziels identisch, bei dynamischer 
Betrachtung zeigen sich aber - was die nationale Um-
setzung der europäischen Vorgaben betrifft - Vorteile 
einer Aus gabenregel8: 

• Die Vorgabe einer Ausgabenlinie muss bei Konjunk-
turschwankungen nicht angepasst werden, prozykli-
sches Verhalten wird vermieden, die automatischen 
Stabilisato ren kön nen wirken.

• Die Einhaltung der Ausgabenregel ist besser steu-
erbar als die Einhaltung eines Defi zit ziels, da die 
Ausgaben direkte Planungsgröße bei der Haushalts-
aufstellung sind. 

• Die Vereinbarung einer Ausgabenlinie knüpft an die 
Ausgabenempfehlungen des Fi nanzplanungsrates 
und damit an eine bewährte Institution des Födera-
lismus an.

1 Bei vertikaler Verteilung von 55 (Länder/Gemeinden) zu 45 (Bund/Sozialversicherung) im Jahr 2001. 2 Bereinigt um Nettodarlehensvergabe, 
Nettoveräußerungserlöse und Nettotilgungen bei öffentlichen Haushalten. 3 Durchschnittliches Defi zit der Jahre 1998�2002.

6 § 4 Abs. 3 Maßstäbegesetz, Bundesgesetzblatt I, S. 2302 vom 12. 
September 2001.

7 Dieser Plan der Vorgängerregierung wurde im Vorfeld der Sondersit-
zung des Finanzplanungsrates auch von einigen Bundesländern wie-
der aufgegriffen.

Unterschiedliche Schlüssel zur horizontalen Verteilung der Defi zitobergrenze von 3% des BIP1
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Hinzu kommt - und dieses wird von Befürwortern 
einer Festlegung von Defi zitobergrenzen oft ausge-
blendet - dass das Problem der horizontalen Defi zit-
aufteilung unter den Län dern praktisch kaum zu lösen 
ist, da zwischen den Ländern bei der Festlegung auf 
den hierzu notwendigen Aufteilungsschlüssel erhebli-
che Interessenunterschiede bestehen. Orientiert man 
sich an den bisherigen Ist-Defi ziten, leisten diejenigen 
Länder erheb lichen Widerstand, die in der Vergangen-
heit konsolidiert haben, da vergangene Konsolidie-
rungspolitik durch die Einschränkung zukünftiger 
Verschuldungsrechte nun negativ sanktio niert würde. 
Orientiert man sich an den Ein wohnern oder sogar 
am Bruttoinlandsprodukt, würden Länder mit hohen 
Defi ziten er heblichen Widerstand leisten, da sie die 
Ober grenzen praktisch nicht einhalten können. In die-
sem Zusammenhang wird auch mit unterschiedlichen 
Konsolidierungsspiel räumen fi nanzstarker und fi nanz-
schwacher Länder argumentiert. 

Die Problematik ist in der Tabelle veranschau licht, in 
der die Defi zitobergrenze von 3% des BIP nach unter-
schiedlichen Schlüsseln auf die Länder verteilt wurde. 
Nach einer verti kalen Aufteilung von 45 : 55 zwischen 
Bund und Ländern gilt für die Ländergesamtheit eine 
Defi zitobergrenze von 1,65% des BIP. Bei Zugrunde-
legung der historischen Defi zite als Schlüs sel für die 
horizontale Verteilung der Defi zitobergrenze hätten vier 
Länder ihre Defi zito bergrenze nicht eingehalten, bei ei-
nem BIP-Schlüssel wären es zehn Länder gewesen 
und bei einem Einwohnerschlüssel fünf Länder.

Verstärkt wird die Problematik bei der Festlegung 
von Defi zitobergrenzen durch die fehlende Kompati-
bilität der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zur 
Finanzstatistik. Die Bereinigung der Defi zite der Län-
derhaushalte zur Überleitung des Finanzierungssaldos 

der Finanzstati stik in die Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung kann nur näherungswei-
se durch Herausrechnung fi nanzieller Transaktionen 
(Nettodarlehensvergabe, Nettoveräuße rungserlöse) er-
folgen. Alle übrigen Größen - beispielsweise die Pha-
senverschiebungen bei den Steuern - sind nicht 
regionalisierbar.

Durch die Verankerung einer für alle Länder gleich 
hohen Begrenzung des Ausga ben wachstums wird die-
ses Problem entschärft, da eine Differenzierung zwi-
schen einzel nen Ländern nicht notwendig ist, falls nicht 
andere Konsolidierungs erfordernisse eine stär kere Be-
grenzung verlangen9,10.

Weiterentwicklung des EU-Stabilitätspaktes 

Ein weiteres wichtiges Argument gegen die Fest-
legung von Defi zitobergrenzen ist, dass die Vorgabe 
einer Defi zitobergrenze die Vorgaben des Maastricht-
Vertrages im Rahmen des europäi schen Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes nicht ausreichend fortentwi-
ckelt. So ist die ur sprüngliche Vorgabe einer Defi zito-
bergrenze von 3% des Bruttoin landsproduktes 1997 
durch den „Stabilitäts- und Wachstumspakt“ erweitert 
worden, der ne ben der Einhaltung der 3%-Defi zito-
bergrenze vor allem dazu verpfl ichtet, die Haushalte 
„mittelfristig“ nahezu auszuglei chen oder Haushalts-
überschüsse zu erzielen (Haushaltsposi tion „close to 
balance or in sur plus“). Die meisten europäischen Län-
der haben dieses mittel fristige Ziel bereits erreicht, nur 
Deutschland, Frankreich, Italien und Portugal können 
bislang noch keinen nahezu ausgegli chenen Staats-
haushalt vorweisen, wobei Deutschland deutlich das 
höchste Defi zit aufweist (vgl. Abbildung 2). 

Wenn es aber ohnehin erforderlich ist, den Staats-
haushalt in konjunkturellen Normallagen na hezu auszu-
gleichen, könnte es allenfalls für eine Übergangsphase 
auf dem Weg zu einem ausgeglichenen Haushalt Sinn 
machen, Defi zitobergrenzen für einzelne Länder fest-
zulegen. Es ist daher aus unserer Sicht nicht ver-
ständlich, warum von Seiten der Finanzwissenschaft 
gemachte Vorschläge zu einem nationalen Stabilitäts-
pakt lediglich den alten Plan der Auf teilung von Defi -
zitobergrenzen wieder aufgegriffen haben, ohne sich 

Abbildung 2
Finanzierungssaldo des Staates im europäischen 

Vergleich 2001
(in % des BIP)
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Q u e l l e : Statistisches Bundesamt, Aktualisierte Stabilitätsprogram-
me.

8 Vgl. T. D a b a n  u.a.: Rules-Based Fiscal Policy and the Fiscal Fra-
mework in France, Germany, Italy and Spain, IWF Working Paper, Juni 
2001.

9 Dies gilt zum einen für die Haushaltsnotlagenländer Bremen und 
Saarland, deren Wachstum der konsumtiven Ausgaben nach § 11 
FAG um 0,5 Prozentpunkte unterhalb der Ausgabenlinie des Finanz-
planungsrates bleiben muss. Zum anderen beispielsweise für Berlin, 
das Konsolidierungs an stren gungen unternehmen muss, um das Ein-
treten einer Haushaltsnotlage zu vermeiden. 

10 Dabei ist bei der Herleitung der Ausgabenlinie eine Umrechnung der 
nicht regionalisierten Defi zite nicht zwingend erforderlich. Da sich die 
Ausgabenempfehlung an den Ausgaben in der Abgrenzung der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung orientieren kann, lassen sich die er-
forderlichen Wachstumsraten auf die Empfehlung für die Ausgaben in 
Abgrenzung der Finanzstatistik übertragen.
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inhaltlich mit dem jetzt verfolgten Ansatz zu befas-
sen11.

 Befürchtungen, durch die vorgeschlagene Ausga-
benlinie von - ½% beim Bund und 1% bei den Ländern 
könnten negative Effekte für die Konjunktur entstehen, 
sei dabei entgegnet, dass der angestrebte Ausgleich 
des Staatshaushaltes nur unter der Voraussetzung ei-
ner konjunkturellen Normallage im Jahr 2004 gilt. Ein 
Staatsausgabenni veau, das selbst bei konjunktureller 
Normalauslastung der vorhandenen volkswirtschaft-
lichen Produktionskapa zitäten nicht mit einem aus-
geglichenen Staatshaushalt einhergeht, ist strukturell 
überhöht. 

Auch das Argument, dass zumindest die Investiti-
onen über Kre dite zu fi nanzieren seien (so genannte 
„goldene Regel“). kann nicht überzeugen. Schon die 
Abgrenzung zwischen Investitionen und Konsumaus-
gaben ist hier problematisch12. Für die „goldene Regel“ 
müsste volkswirt schaftlich im Prinzip maßgeblich sein, 
ob die öffentlichen Investitionen einen kapazitätserwei-
ternden Effekt auf die Volkswirtschaft haben. Der Sach-
verständigenrat hat deshalb z.B. vor geschlagen, nur 
die Bauinvestitionen bei der Berechnung der nach 
der „goldenen Regel“ höchstzulässigen Kreditgrenze 
zu betrachten13. Eine solche Abgrenzung bleibt aber 
willkür lich. So kann z.B. die Verbesserung der Qualität 
des Schulunterrichts - als konsumtive Aus gabe - ei-
nen wesentlich stärkeren Kapazitätseffekt haben als 
der Neubau einer Schule. Die „goldene Regel“ ist da-
her in der Vergangenheit zu stark zur Rechtfertigung 
für Verschuldung herangezogen worden. Das Ergeb-
nis ist ein dynamisch wachsender Anteil der Zinsaus-

gaben an den öffentlichen Haushalten, so dass es zur 
Konsolidierung keine Alternative gibt. 

Eine in den Presseberichten häufi g wiederholte Kri-
tik an der getroffenen Vereinbarung von Bund und Län-
dern zur Einhaltung der europäischen Vorgaben zur 
Haushaltsdisziplin ist die fehlende Verbindlichkeit der 
Empfehlungen des Finanzplanungsrates14. In der Tat 
setzt die Reform des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
stärker auf die bindende Wirkung einver nehmlich ge-
troffener Absprachen gleichberechtigter Partner („peer 
pressure“) als auf die bü rokratische Verteilung von De-
fi zitobergrenzen oder auf die gesetzliche Nie derlegung 
spezi eller Ein schränkungen der Haushaltsautonomie. 

Die Regelung führt damit die Tradition des koopera-
tiven Föderalismus in Deutschland im europäischen 
Kontext fort. Zwar ist das Modell des kooperativen 
Föderalismus aufgrund der zunehmenden Heterogeni-
tät des Bund-Länder-Fi nanzgefüges stärker problem-
behaftet als in der Vergangenheit. Die Neuregelung 
des bun des staatlichen Finanzausgleichs dürfte jedoch 
deutlich gemacht haben, dass sich wesentli che Ver-
änderungen des Bund-Länder-Finanzverhältnisses nur 
im Konsens durchfüh ren las sen. 

Daher sind auch Ansätze, die in anderen euro-
päischen Ländern erfolgreich ver wirklicht wurden, 
aufgrund der starken Stellung der deutschen Bundes-
länder auf Deutsch land nicht übertrag bar. Dies gilt ins-
besondere auch für das österreichische Modell15. 

Finanzverteilung zwischen Bund und Ländern 

Nach unserer Einschätzung wird die deutsche 
Fi nanzpolitik durch die Reform des Haus halts-
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11 Vgl. R. P e f f e k o v e n : Strikte Anwendung geboten - nationale Vor-
aussetzungen schaffen, im Zeitgespräch: Sollte der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt geändert werden?, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 82. 
Jg. (2002), Heft 3, S. 127 ff.; sowie D. Ve s p e r : Ein nationaler Stabili-
tätspakt - aber wie?, in: DIW-Wochenbericht 8/2002, S. 121 ff. 

12 Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Öffentliche Investitionen in 
der Diskussion, in BMF-Monatsbericht 3/2002, S. 45 ff.

13 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung: Jahresgutachten 94/95, S. 154.

Abbildung 4
Zinssteuerquote von Bund und Ländern1

Abbildung 3
Verschuldung von Bund und Ländern1
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lativ ungünstigen Verhandlungsposition befi ndet, ist 
er häufi g gezwungen, den Kompensationsforde rungen 
nachzugeben. Im Ergebnis werden gesamtstaatliche 
Aufgaben zunehmend vom Bund fi nanziert und die 
Staatsausga ben aufgrund des auftretenden „Eckmann-
Problems“ insgesamt in die Höhe ge trieben. Denn es 
reicht oft nicht aus, Verluste der Ländergesamt heit 
auszugleichen - statt dessen müssen auch die Umver-
teilungseffekte unter den Ländern ausgeglichen wer-
den, so dass selbst das gerade noch für eine Mehrheit 
benötigte Land (Eckmann) fi nanziell kompen siert wird.  

Diese Problematik kann zukünftig den Bund in die 
Lage bringen, seinen Beitrag zur Einhaltung der euro-
päischen Vorgaben zur Haushaltsdisziplin nur unter zu-
nehmenden Schwierigkeiten leisten zu können, wenn 
er nicht auf seine Funktion als Motor von Reformen 
verzichten will. 

Entwicklung zu Lasten des Bundes

Die Abbildungen 3 bis 5 zur Entwicklung der Ver-
schuldung, der Zinssteuerquote und der Steuerver-
teilung verdeutlichten die für den Bund ungünstige 
Entwicklung des Bund-Länder-Finanzver hältnisses. 
Die Schulden des Bunds machen heute das 2,5fache 
des Niveaus im Jahr 1990 aus, während sich die Schul-
den von Ländern und Gemeinden im gleichen Zeitraum 
„nur“ knapp verdoppelt haben. Im gleichen Zeitraum 
hat sich der Anteil des Bundes am gesamten Steuer-
aufkommen von 48,7% im Jahr 1990 auf 43,4% im 
Jahr 2001 verringert, während Länder und Gemeinden 
ihren Anteil am gesamten Steueraufkommen von 47,5 
auf 52,7% er höht haben. Das Ergebnis dieser Entwick-
lung lässt sich an der Zinssteuerquote ablesen. Diese 
gibt an, wie viel Prozent der frei verfügbaren Einnah-
men für Zinsausgaben gebunden sind. Während sich 
die Zinssteuerquote des Bundes von 12,4% im Jahr 
1990 auf heute rund 20% erhöht hat, ist die Relation 
bei Ländern und Gemeinden seit 1990 nur schwach 
auf ak tuell 12% gestiegen. 

Ein Ansatz, die Probleme der schiefen Finanzver-
teilung zwischen Bund und Ländern zu lö sen und da-
mit den nationalen Stabilitätspakt zu fl ankieren, kann 
in den in der nächsten Le gislaturperiode anstehenden 
Reformen zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung gesehen werden. Durch eine Entfl echtung von 
Zuständigkeiten ließe sich eine stärkere Zu sammen-
führung von Aufgaben- und Finanzierungsverantwor-
tung erreichen und damit auch ein wich tiger Beitrag 
dafür leisten, dass die Bemühungen zur Einhaltung der 
europäischen Vorgaben zur Haushaltsdisziplin nach-
haltig Bestand haben. 

14 Vgl. o.V.: Stabilitätspakt ohne Biss, in: Süddeutsche Zeitung vom 26. 
März 2002.

15 Vgl. E. T h ö n i , S. G a r b i s l a n d e r : Konsultationsmechanismus 
im Bundesstaat, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 79. Jg. (1999), Heft 7, 
S. 442.

grund sätzegesetzes und ihre Konkretisierung in den 
Ausgabenempfehlungen des Finanz planungsrates auf 
eine europataugliche Grundlage gestellt. Letztlich wird 
man die Frage, ob die Neuregelung tatsächlich ausrei-
chend war, aber erst nach einigen Jahren Er fahrungen 
beantwortet können. Falls die Erfahrungen mit der Re-
form des Haus haltsgrundsätzegesetzes zeigen, dass 
zusätzli che Anreize erforderlich sind, die europäischen 
Vorgaben zur Haushaltskonsolidie rung ein zuhalten, 
wären weitergehende Regelungen notwendig. 

Der nächste Schritt könnte dann darin bestehen, ei-
ne Änderung des Grundgesetzes anzu streben, die die 
Länder ver pfl ichtet, sich an eventuellen Sanktionszah-
lungen zu beteiligen, die im Rahmen des europäischen 
Stabilitätspaktes fällig werden könnten. Im Ergebnis 
würde dann der in der Reform des Haushaltsgrundsät-
zegesetzes vereinbarte Defi zitabbau einhergehen mit 
drohenden Sankti onszahlungen für den Fall, dass die 
im Maastricht-Vertrag fest gelegte Defi zit-Obergrenze 
von 3% des BIP überschritten wird. Hiermit wären zu-
sätzliche Anreize geschaffen, die Vor gaben des § 51 a 
HGrG praktisch umzusetzen.

Eine Ursache für mögliche zukünftige Probleme im 
Bund-Länder-Verhältnis und damit für die Tragfähig-
keit des nationalen Stabilitätspaktes kann sich aus 
der Finanzverteilung zwischen Bund und Ländern er-
geben. Der Bund hat im Gefolge der Deutschen Ein-
heit erhebliche La sten übernom men, ohne dass dieses 
bei der Einnahmeverteilung berücksichtigt wurde. Da-
gegen wird von Länderseite bei neuen gesetzlichen 
Regelungen eine Zustimmung im Ge setzgebungs-
verfahren häufi g von fi nanziellen Zugeständnissen der 
Bundesseite abhängig gemacht. Da sich der Bund - 
als Initiator von Gesetzesänderungen - oft in einer re�

Abbildung 5
Anteile am Gesamtsteuereinkommen von Bund 
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